
— Internet: www.bpb.de/themenblaetter— Erste Auflage: Oktober 2016   — Themenblätter im Unterricht Nr. 112:  
Zukunft der Europäischen Union?

— Autor: Eckart D. Stratenschulte

Themenblätter im Unterricht / Nr. 112

Zukunft der  
Europäischen Union?
— Doppelseitiges Arbeitsblatt im Abreißblock (32 Stück) und Hinweise für den Einsatz im Unterricht 



— Herausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung / bpb — Verantwortliche Redakteurin: Iris Möckel — Gestaltung: www.leitwerk.com

VORAB

„

— Internet: www.bpb.de/themenblaetter   — Themenblätter im Unterricht Nr. 112:  
Zukunft der Europäischen Union?

— Autor: Eckart D. Stratenschulte — Erste Auflage: Oktober 2016

  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  

Inhalt

Vorab: Zum Autor, Impressum, Lieferbare Themenblätter im Unterricht 
Lehrerblatt 01–  04: Anmerkungen für die Lehrkraft 
Arbeitsblätter: Doppelseitiges Arbeitsblatt im Abreißblock (32 Stück)  
zum Thema „Zukunft der Europäischen Union?“ 
Hinweise: Weiterführende Literatur und Internetadressen 
Rückseite: Fax-Bestellblatt

 — Tipp:  Eine Liste sämtlicher Ausgaben (auch der vergriffenen) finden Sie im Internet.  
Jede Themenblätter-Ausgabe kann dort als PDF heruntergeladen werden:  
www.bpb.de / themenblaetter

 — Lieferbare Themenblätter im Unterricht

Nr. 10:  Wer macht was in Europa? Bestell-Nr. 5360 (neu 2006)
Nr. 37:  20. Juli 1944 – Attentat auf Hitler. Bestell-Nr. 5387 (neu 2008)
Nr. 46:  Europa in guter Verfassung? Bestell-Nr. 5396
Nr. 48:  Politische Streitkultur. Bestell-Nr. 5941
Nr. 54:  Entscheiden in der Demokratie. Bestell-Nr. 5947 (neu 2008)
Nr. 55:  Baukultur und Schlossgespenster. Bestell-Nr. 5948
Nr. 63:  Akteure in der Politik. Bestell-Nr. 5956 (neu 2009)
Nr. 66:  Mitmischen: Neue Partizipationsformen. Bestell-Nr. 5959
Nr. 68:  Unternehmensethik. Eigentum verpflichtet. Bestell-Nr. 5961
Nr. 69:  Olympialand China. Bestell-Nr. 5962
Nr. 70:  US-Präsidentschaftswahl 2008. Bestell-Nr. 5963
Nr. 71:  Mobilität und Umwelt. Bestell-Nr. 5964 (Restauflage)
Nr. 74:  Terrorabwehr und Datenschutz. Bestell-Nr. 5967
Nr. 75:  Bedrohte Vielfalt – Biodiversität. Bestell-Nr. 5968
Nr. 76:  Wasser – für alle!? Bestell-Nr. 5969 (neu 2009)
Nr. 77:  Armut – hier und weltweit. Bestell-Nr. 5970 (neu 2010)
Nr. 78:  Der Bundestag – Ansichten und Fakten. Bestell-Nr. 5971 (neu 2009) 
Nr. 79:  Herbst ’89 in der DDR. Bestell-Nr. 5972 (neu 2011)
Nr. 83:  Meilensteine der Deutschen Einheit. Bestell-Nr. 5976
Nr. 84:  Afghanistan kontrovers. Bestell-Nr. 5977
Nr. 86:  Konjunktur – Gute Zeiten, schlechte Zeiten. Bestell-Nr. 5979 (neu 2013)
Nr. 88:  Direkte Demokratie und Bürgerbeteiligung. Bestell-Nr. 5981 (neu 2013)
Nr. 89:  Mitte der Gesellschaft. Bestell-Nr. 5982
Nr. 90: Vorurteile. Bestell-Nr. 5983 (neu 2013)
Nr. 91: Sprache und Politik. Bestell-Nr. 5984 
Nr. 92: Wachstum ohne Ende? Bestell-Nr. 5985 (neu 2013) 
Nr. 93: Antisemitismus. Bestell-Nr. 5986 (neu 2014) 
Nr. 94: Lust auf Lernen? Bestell-Nr. 5987 (neu 2013) 
Nr. 95: Medien und Politik. Bestell-Nr. 5988 (neu 2014) 
Nr. 97: Mobbing in der Schule. Bestell-Nr. 5990 
Nr. 98: Was denken Nazis? Bestell-Nr. 5991 (neu 2014) 
Nr. 99: Bevölkerungsentwicklung und Renten. Bestell-Nr. 5992 (Restauflage)
Nr. 100: Bildungsgerechtigkeit. Bestell-Nr. 5993 
Nr. 103: Mahnmal Erster Weltkrieg. Bestell-Nr. 5996 
Nr. 104: Unterschicht = abgehängt? Bestell-Nr. 5997  
Nr. 106: Wer hat die Macht in Europa? Bestell-Nr. 5400 
Nr. 107: Medien – die „vierte Gewalt“? Bestell-Nr. 5401 
Nr. 108: Zivilcourage. Bestell-Nr. 5402 
Nr. 109: Flüchtlinge. Bestell-Nr. 5403 
Nr. 110: Alltäglicher Rassismus. Bestell-Nr. 5404 
Nr. 111: Migration und Integration. Bestell-Nr. 5405 
Nr. 112: Zukunft der Europäischen Union? Bestell-Nr. 5406 
Nr. 113: Umwelt und Verkehr. Bestell-Nr. 5407

 

  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
 

 — Zum Autor

Prof. Dr. Eckart D. 
Stratenschulte,  
geb. 1952, ist Leiter 
der Europäischen 
Akademie Berlin. Er 
studierte Soziologie  

(Diplom) sowie Politikwissenschaft 
und Germanistik (Staatsexamen) in 
Marburg, wo er 1978 auch zum  
Dr. phil. promovierte. Von 1978 bis 
1989 war er im Berliner Institut für 
inter europäische Studien tätig, zuerst 
als Dozent und seit 1982 als dessen  
Leiter. 1989 wechselte Eckart  
Stratenschulte in die Berliner Senats-
kanzlei und von dort 1993 in seine 
jetzige Position. Seit 1999 nimmt er 
Lehraufträge an der FU Berlin wahr, 
die ihn 2005 zum Honorarprofessor 
bestellte. Er hat zahlreiche Publika-
tionen, darunter auch mehrere  
für die Bundeszentrale für politische 
Bildung, vorgelegt.

 — Impressum

— Herausgeberin: Bundeszentrale für 
 politische Bildung / bpb, Adenauerallee 86, 
53113 Bonn, www.bpb.de 
— E-Mail der Redaktion: linda.kelch@bpb.de  
(keine Bestellungen!)

— Autor: Eckart D. Stratenschulte 
— Redaktion: Iris Möckel (verantwortlich),  
Linda Kelch

— Gestaltung: Leitwerk. Büro für 
 Kommu nikation, Köln, www.leitwerk.com 
— Titelfoto: Jess Hurd / ReportDigital-REA / laif  
— Druck: Bonifatius GmbH, Paderborn 
— Papier: 100 % Recyclingpapier

— Urheberrechte: Text und Illustrationen sind 
urheberrechtlich geschützt. Der Text kann in 
Schulen zu Unterrichts zwecken vergütungs-
frei vervielfältigt werden. Bei allen gesondert 
 bezeichneten Fotos, Grafiken und Karika turen 
liegen die Rechte nicht bei uns, sondern bei 
den Agenturen.

— Haftungsausschluss: Die bpb ist für den 
 Inhalt der  aufgeführten Internetseiten nicht 
verantwortlich.

—	Erste	Auflage: Oktober 2016,  
Bestell-Nr. 5406, ISSN 0944-8357 
(siehe Bestellcoupon auf der letzten Seite)

www.bpb.de/themenblaetter


— Internet: www.bpb.de/themenblaetter

— Herausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung / bpb — Verantwortliche Redakteurin: Iris Möckel — Gestaltung: www.leitwerk.com

— Erste Auflage: Oktober 2016   — Themenblätter im Unterricht Nr. 112:  
Zukunft der Europäischen Union?

— Autor: Eckart D. Stratenschulte

Die klassischen Fragen an die EU stellen sich in der aktuellen Situation  
umso deutlicher: Welches Europa wollen wir, wie viel Europa möchten wir –  
und was sind wir bereit, dafür zu tun?

Zukunft der Europäischen Union?

Wie alles begann

Der Startschuss für die europäische Integration wurde 1952 mit 
dem Inkrafttreten des Vertrags über die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (EGKS oder Montanunion) gesetzt.

Das Ziel der Montanunion war die Sicherung des Friedens  
unter den Mitgliedstaaten, genauer gesagt die Einfriedung des 
deutsch-französischen Gegensatzes, der in den letzten rund 
70 Jahren zu drei Kriegen geführt hatte (1870 / 71, 1914 – 1918, 
1939 – 1945). Die Vergemeinschaftung von Kohle und Stahl  
war das wirtschaftliche Instrument, um das politische Ziel zu 
erreichen. Aber die Bindekraft des Rohstoffes Stahl und die 
Bedeutung der Schwerindustrie ließen in den 1950er Jahren 
nach. Um das politische Ziel nicht zu gefährden, wurde daher 
1958 durch die 1957 geschlossenen Römischen Verträge  
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) gegründet.

Ihr gehörten – genau wie der Montanunion – Deutschland, 
Frankreich, Italien, Belgien, die Niederlande und Luxemburg 
an. Die monosektorale Integration wurde damit auf die  
gesamte Wirtschaft ausgeweitet. Die dritte Gemeinschaft, die 
ebenfalls durch die Römischen Verträge das Licht der Welt  
erblickte, war die Europäische Gemeinschaft für Atomenergie 
(EAG oder Euratom), die jedoch immer im Schatten der EWG 
blieb. Die drei Gemeinschaften wurden später zu der Euro-

päischen Gemeinschaft (EG), aus der dann 1993 (Vertrag von 
Maastricht) und 2009 (Vertrag von Lissabon) die Europäische 
Union wurde, wie wir sie heute kennen.

Die Römischen Verträge sind also durchaus so etwas wie eine 
Geburtsurkunde der Europäischen Union.

  — Quiz für den Einstieg:

2 steht für die weibliche Form des  vorangegangenen Begriffs

 

  

  

  

 

  
 

  

  

  

 

  
 

  

  

  

 

 

  

  

  

  

  
  

  

  

  
  

  

  
  

1. Warum heißen die Römischen Verträge so?

 a) weil sie in Rom unterzeichnet wurden 

 b) weil Rom die Hauptstadt der EU ist 

 c) Der Name ist per Los ermittelt worden 

 d) weil Rom die Wiege der europäischen Kultur ist

2. Wer hat die Römischen Verträge für die Bundesrepublik  
Deutschland unterschrieben?

 a) Bundespräsident Konrad Adenauer 

 b) Bundeskanzler Konrad Adenauer 

 c) keiner, Deutschland ist erst später Mitglied geworden 

 d) Bundeskanzler Willy Brandt

3. Was geschieht mit der europäischen Flagge nach dem Austritt 
Großbritanniens?

 a) Sie bleibt, wie sie ist  

 b) Ein Stern wird entfernt, da GB geht 

 c) Es gibt gar keine europäische Flagge 

 d) Die EU hat eine neue Flagge in Auftrag gegeben

4. Wenn Großbritannien aus der EU austritt, …

 a) … muss es auch die NATO verlassen 

 b) … muss es auch den Europarat verlassen 

 c) … ist es nicht mehr Teil des europäischen Binnenmarktes 

 d) … spielen seine Fußballteams nicht mehr in der  
  Champions League

5. Was bedeutet Großbritanniens Austritt aus der EU  
für das Euro-Währungssystem?

 a) Großbritannien muss aus der Europäischen Zentralbank  
  ausscheiden 

 b) Das britische Pfund darf an europäischen Währungsbörsen  
  nicht mehr gehandelt werden 

 c) gar nichts 

 d) Das Bild der britischen Königin verschwindet von den  
  Euro-Banknoten

Lösung: 1a; 2 b; 3 a; 4 c; 5 c

 — Erläuterung der Quiz-Antworten

1. Die Römischen Verträge heißen so nach 
dem Ort ihrer Unterzeichnung im Senatoren-
palast auf dem römischen Kapitolhügel.

2. Sie wurden auf deutscher Seite von 
 Konrad Adenauer unterzeichnet, der Bundes-
kanzler der Bundesrepublik Deutschland  
war. Dies geschah im Auftrag des Bundes-
präsidenten.

3. Die europäische Flagge zeigt 12 goldene 
Sterne als Symbol der Harmonie. Die Sterne 
stehen – anders als auf der amerikanischen 
Flagge – nicht für Mitgliedstaaten, deshalb 
bleibt die Flagge, wie sie ist. Sie ist in den 
Verträgen nicht als EU-Flagge genannt, wird 
jedoch von den europäischen Institutionen 
und den meisten Mitgliedstaaten geführt.

4. Wenn Großbritannien aus der EU austritt, 
ist es nicht mehr Teil des europäischen  
Binnenmarkts. In den Austrittsverhandlungen 
werden sich die Briten# bemühen, eine 
möglichst enge Bindung an den Binnenmarkt 
zu behalten, aber das ist dann Gegenstand 
eines neuen Abkommens.

5. Da Großbritannien nicht Teil des Euro-
Währungssystems ist, hat der „Brexit“ keine 
Auswirkungen auf dieses System.
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 1  Die Römischen Verträge

Die Schüler# erarbeiten die Prinzipien, auf denen diese  
„Geburtsurkunde“ basierte. Es zeigt sich, dass die Zielsetzung  
bis heute weitgehend unverändert ist. Je nach Klassenstufe 
kann man die Schüler# bitten, die Werte, Ziele und Mittel zu 
identifizieren, zu sortieren und zu bewerten oder – anspruchs-
voller – sie auch nach Kategorien zu ordnen und in der Kette 
Werte > Ziele > Mittel darzustellen. Z.B. so: 

Der Text der Präambel wurde auf dem Arbeitsblatt um zwei 
Passagen gekürzt. Die gesamte Präambel gibt es hier:  
www.europarl.europa.eu / brussels / website / media / Basis /  
Vertraege / Pdf / EWG-Vertrag.pdf

 — Lernziel:  Die Schüler# analysieren einen historischen  
Text und erarbeiten sich die Grundlagen der europäischen 
 Integration (Sach- und Methodenkompetenz). Sie wenden  
das Erarbeitete auf die heutige Situation an und  bewerten die 
 Bedeutung  europäischer Integrationsschritte für ihre eigene 
 Lebenswelt  (Urteilskompetenz).

 Hinweise zu den Arbeitsblättern A und B

 2  Was bringt mir die EU?

Die Europäische Union umfasst mittlerweile zahlreiche Politik-

bereiche und greift demzufolge in vielen Bereichen in unser  
Leben ein. Oftmals wird die EU vorschnell mit Bürokratie und 
Über regulierung assoziiert, wobei andererseits häufig, sobald ein 
Problem auftritt, nach einer „europäischen Lösung“ gerufen wird.

Die Schüler# vergegenwärtigen sich, wo die EU ihr tägliches 
Leben berührt, um sich dann anschließend Gedanken darüber 
zu machen, ob sie das richtig oder falsch finden. Die Methode, 
Punkte zu vergeben und schließlich zu einer Gesamtnote  
zu gelangen, spricht ihre Schülererfahrungen an und bringt ein 
spielerisches Element in die Aufgabe.

Die Europäische Kommission lässt halbjährlich in der gesamten 
EU eine Meinungsumfrage durchführen (Eurobarometer).  
Im Herbst 2015 ergab diese Umfrage in Bezug auf die wich-
tigsten Errungenschaften der EU aus Sicht ihrer Bürger#  
folgendes Bild, das als Anregung für das Unterrichtsgespräch 
dienen kann:

— Quelle: www.ec.europa.eu/COMMFrontOffice/PublicOpinion/index.cfm/ 
Survey/getSurveyDetail/instruments/STANDARD/surveyKy/2098 
Europäische Kommission: Standard-Eurobarometer 84.  
Erste Ergebnisse, Brüssel 2015, S. 34, © Leitwerk

 — Welche der folgenden sind Ihrer Meinung nach die 
positivsten Errungenschaften der EU? (Angaben in Prozent)

 Herbst 2015  Frühjahr 2015 

Frieden zwischen den  
Mitgliedstaaten

Der freie Verkehr von Personen, Gütern und 
Dienstleistungen innerhalb der EU

Der Euro

Studenten-Austauschprogramme 
 wie Erasmus

Die Wirtschaftskraft der EU

Der	politische	und	diplomatische	Einfluss  
der EU im Rest der Welt

Das Niveau der Sozialleistungen

Die gemeinsame Agrarpolitik

 56 
 55

 55 
 57

 25 
 23

 22 
 21

 19 
 20

 19 
 19

 18 
 18

 10 
 9

 — Lernziel:  Die Schüler# identifizieren die verschiedenen 
 Politikfelder der Europäischen Union (Sachkompetenz).  
Sie bewerten die Politikbereiche der EU im Hinblick auf ihre 
 Bedeutung für ihr eigenes Leben und gelangen so zu einer 
 Gesamtbeurteilung der Europäischen Union auf der Basis  
ihrer eigenen Wünsche und Ansprüche (Urteilskompetenz).

— Quelle: Eckart D. Stratenschulte, © Leitwerk

Werte
- Frieden
- Freiheit

Ziele
- Immer engerer Zusammenschluss der europäischen Völker
- Sicherung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts
- Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen
- Wirtschaftsausweitung, ausgewogener Handel und redlicher 

Wettbewerb
- Einigung der Volkswirtschaften und deren harmonische  

Entwicklung

Mittel
- Überwindung der trennenden Schranken
- Einverständliches Vorgehen
- Verringerung des Abstands der Volkwirtschaften und  

Verringerung des Rückstands weniger begünstigter Gebiete
- Einladung der anderen Völker Europas mitzumachen

http://www.europarl.europa.eu/brussels/website/media/Basis/Vertraege/Pdf/EWG-Vertrag.pdf
http://www.europarl.europa.eu/brussels/website/media/Basis/Vertraege/Pdf/EWG-Vertrag.pdf
www.ec.europa.eu/COMMFrontOffice/PublicOpinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/STANDARD/surveyKy/2098
www.ec.europa.eu/COMMFrontOffice/PublicOpinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/STANDARD/surveyKy/2098
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 3  Ein Land verlässt die EU

In einer Volksabstimmung im Juni 2016 in Großbritannien hat 
die Mehrheit der Abstimmenden sich dafür entschieden, die  
Europäische Union zu verlassen. 

Auf den ersten Blick reiht sich diese Entscheidung in eine Reihe 
von Entwicklungen in den Mitgliedstaaten ein, die eine größere  
Distanz zur Europäischen Union oder gar – wie der Front National 
in Frankreich oder die Partij voor de Vrijheid in den Niederlanden –  
die Umgestaltung der EU in ein „Europa der Nationen“ vorsehen.

Die Briten# waren von Anfang an der europäischen Integration 
gegenüber sehr skeptisch gewesen. Bereits zwei Jahre nach 
dem Beitritt Großbritanniens zur EG gab es 1975 ein erstes 
Referendum über den Verbleib. Damals sprachen sich zwei Drittel 
der Abstimmenden dafür aus, allerdings hatte die EG nicht an-
nähernd die Integrationstiefe der heutigen EU. 

Die Themen, die in vielen EU-Ländern in den letzten Jahren zu 
einem starken Anwachsen nationalistisch-populistischer Bewe-
gungen geführt haben, namentlich die Euro- und die Flücht-
lingskrise, haben Großbritannien, das weder der Währungsunion 
noch dem Schengen-Verbund angehört, praktisch nicht betroffen. 
Es war also eine britische Besonderheit, die nun zu dem Aus-
trittsvotum geführt hat – das ja viele Befürworter# des „Brexit“ 
selbst überrascht und ratlos gemacht hat.

Nationalpopulisten# und Rechtsextreme in anderen Ländern wie  
Marine Le Pen in Frankreich und Geert Wilders in den Nieder-
landen fordern nun für ihre Länder ebenfalls ein „In-or-out“-   
Referendum. 

 4  Stellt euch die EU der Zukunft vor!

Die Diskussion über die Europäische Union wird oftmals sehr 
grundsätzlich und auch oberflächlich geführt. Auf der einen 
Seite wird die Friedenssicherung angeführt, womit gelegent-
lich auch alle Bedenken gegen die Politik der EU beiseite  
geräumt werden, auf der anderen Seite wird undifferenziert von 
einer riesigen Bürokratie geredet, die alles regeln wolle. Tat-
sächlich beschäftigen alle europäischen Institutionen zusammen 
gut 40.000 Mitarbeiter#. Zum Vergleich: Am Frankfurter Flug-
hafen sind doppelt so viele Menschen tätig. 

Diese Aufgabe besteht darin, zu überlegen, welche Bereiche 
europäisch verantwortet werden sollen. Hierzu werden Politik-
felder vorgeschlagen, die aber auch ergänzt werden können. 
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 — Lernziel:  Die Schüler# erarbeiten die Vor- und Nachteile 
einer fortgesetzten deutschen Mitgliedschaft in der EU,   
präsentieren diese textlich und grafisch und vergleichen ihre  
Ergebnisse. Sie bilden damit ihre Sach-, Methoden- und Hand-
lungskompetenz aus.

Bei den vorgeschlagenen Politikbereichen ist der Status quo: 

- Lediglich die Landwirtschaft und die Handelspolitik 
 (einschließlich der Erhebung von Zöllen) sind de facto voll-
ständig  vergemeinschaftet, 

- für die Währungspolitik gilt dies auch, allerdings nur für  
die 19 Euroländer. 

- Die anderen Bereiche sind entweder sogenannte gemischte 
Kompetenzen oder liegen vollständig in nationaler Verant-
wortung – wie beispielsweise die Bildungspolitik oder die 
Einführung eines Mindestlohns. 

- Zwar verfügt die EU über eine Gemeinsame Sicherheits-  
und Verteidigungspolitik, allerdings liegt die Landes-
verteidigung weiterhin im Aufgabenbereich der NATO,  
nicht dem der EU.

Das Schaubild auf der nächsten Seite gibt einen Überblick.

 — Lernziel:  Die Schüler# kennen die aktuellen Politikfelder 
der EU (Sachkompetenz) und erarbeiten sich ein eigenes  
Konzept einer künftigen Union, die ihren Erwartungen entspricht 
(Urteilskompetenz) und in der sie sich verorten können (Hand-
lungskompetenz).
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 5  Karikatur-Analyse: Wer will in die EU?

Während Großbritannien gerade seinen Austritt aus der EU  
beschlossen hat, bewerben sich andere Länder weiterhin um 
die Mitgliedschaft. 

Die Türkei, Serbien, Mazedonien, Albanien und Montenegro  
haben den offiziellen Status eines Kandidaten# für die Mitglied-
schaft, Bosnien-Herzegowina und Kosovo sind „potenzielle  
Kandidaten“. Tatsächlich verhandelt wird derzeit mit der Türkei 
(schon seit 2005), mit Montenegro und mit Serbien (Stand  
August 2016). Auch Georgien, die Ukraine und die Republik 
Moldau streben eine Mitgliedschaft in der EU an – allerdings 
ohne, dass die EU ihnen bislang eine solche Perspektive einge-
räumt hätte.

Die Motive der Kandidaten# liegen auf der Hand. Zum einen 
streben sie die Unterstützung und den wirtschaftlichen Verbund 

der Europäischen Union an, zum anderen allerdings auch 
 politische und demokratische Stabilität sowie Sicherheit.  
Ein Beitritt kann nur erfolgen, wenn die Kandidaten# das  
gesamte Rechtssystem der EU (den sog. acquis communautaire) 
übernehmen und auch anwenden sowie wenn alle Mitglied-
staaten und das Europäische Parlament dem Beitritt zuge-
stimmt haben. 

 — Lernziel:  Die Schüler# analysieren eine Karikatur, erfassen 
deren Aussage und stellen diese sprachlich dar (Sachkompetenz). 
Sie beschäftigen sich mit der Frage der Erweiterung der Euro-

päischen Union (Sachkompetenz) und bilden sich hierzu eine  
eigene Meinung (Urteilskompetenz).

— Zuständigkeiten in der Europäischen Union

 Ausschließliche Zuständigkeit der EU 
 Gemischte Zuständigkeiten EU und Mitgliedstaaten 
 Unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung

— Quelle: www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/42984/grafik-zustaendigkeitsbereiche, Bundeszentrale für politische Bildung, © Leitwerk
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Der Hauptgrund für den Zusammenschluss einiger europäischer Staaten  
waren die Folgen des Zweiten Weltkriegs. 

 1  Die Römischen Verträge

Am 25. März 1957 wurden die Römischen Verträge geschlos-
sen, mit denen die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) gegründet wurde. Das war nach der Schaffung der  
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 1952 ein 
weiterer großer Schritt zur Schaffung der heutigen Europäischen 
Union (EU). 

2 steht für die weibliche Form des vorangegangenen Begriffs

 2  Was bringt mir die EU?

Immer Ärger mit Europa? Was bringt uns die EU eigentlich heute? 

➼	 1. Erarbeitet individuell oder in Gruppen eine kleine Liste mit Dingen, die die EU euch bringt – oder die euch ärgern.  
Denkt an Reisefreiheit, Bürokratie, Roaming-Gebühren, Entscheidungen in Brüssel, Feinstaubplaketten am Auto, Krankenkassen-
schutz im EU-Ausland, Umweltschutz, Verbraucherschutz, Schüler- und Studentenaustausch, Konkurrenz im Binnenmarkt,  
Freizügigkeit (die auch bedeutet, dass die anderen zu uns kommen dürfen) und so weiter …

➼	 2. Sucht euch zehn Themen heraus. Vergebt für jedes Thema bis zu fünf Pluspunkte oder Minuspunkte. Also, wenn ihr  
etwas ganz großartig findet, gibt es 5 Pluspunkte, wenn es euch sehr ärgert, 5 Minuspunkte. Wie viel Punkte bekommt die EU  
im Ergebnis bei euch?

In der Präambel der Römischen Verträge heißt es unter anderem:  
( Die Staatschefs der beteiligten Länder )

„... in dem festen Willen, die Grundlagen für einen immer engeren  
Zusammenschluss der europäischen Völker zu schaffen, entschlossen, 
durch gemeinsames Handeln den wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritt ihrer Länder zu sichern, indem sie die Europa trennenden 
Schranken beseitigen, in dem Vorsatz, die stetige Besserung der  
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen ihrer Völker als wesentliches 
Ziel anzustreben, in der Erkenntnis, dass zur Beseitigung der beste-
henden Hindernisse ein einverständliches Vorgehen erforderlich ist,  
um eine beständige Wirtschaftsausweitung, einen ausgewogenen 
Handelsverkehr und einen redlichen Wettbewerb zu gewährleisten, in 
dem Bestreben, ihre Volkswirtschaften zu einigen und deren harmo-
nische Entwicklung zu fördern, indem sie den Abstand zwischen  
einzelnen Gebieten und den Rückstand weniger begünstigter Gebiete 
verringern, (...) entschlossen, durch diesen Zusammenschluss ihrer 
Wirtschaftskräfte Frieden und Freiheit zu wahren und zu festigen, und 
mit der Aufforderung an die anderen Völker Europas, die sich zu dem 
gleichen hohen Ziel bekennen, sich diesen Bestrebungen anzuschließen, 
haben beschlossen, eine Europäische Wirtschaftsgemeinschaft zu 
gründen...“*

➼	 1. Bildet kleine Arbeitsgruppen und lest in der Gruppe  
die Präambel durch. Welche Ziele sollen mit dem Zusammen-
schluss erreicht werden? Listet sie auf.

➼	 2. Sucht im Text nach den Mitteln, mit denen diese Ziele 
erreicht werden sollen (Frage: wie?). 

a) Überlegt: Welche Werte stehen hinter den Zielen? 
( z.B. Freiheit, Frieden, Wohlstand…) 
b) Welches Ziel ist für euch am wichtigsten, am zweitwichtigsten, 
und am wenigsten wichtig? Einigt euch auf eine Reihenfolge.  
c) Schreibt die Ziele auf jeweils eine  Moderationskarte und bringt 
die Karten in eurer Reihen folge im Klassenzimmer an. 
d) Vergleicht eure Reihenfolge mit denen der anderen  Gruppen 
und diskutiert diese in der Klasse.

Präambel

Das ist eine Art Vorwort zu Verträgen oder auch Verfassungen. Die 
Präambel gibt die Gründe für das folgende Vertragswerk an. Die  
Präambel ist nicht rechtlich bindend (anders als die Vertragsartikel),  
sie wird aber herangezogen, wenn es Streit um die Auslegung eines 
Artikels gibt.

Werte

Ob etwas gut oder schlecht, anständig oder unanständig ist, lässt sich 
nur vor dem Hintergrund eines Wertesystems beurteilen. Werte sind 
moralische und politische Vorstellungen von den Dingen, die uns  
wichtig („wertvoll“) und für unsere Lebensführung von Bedeutung sind.

 — Glossar

— Quelle: www.europarl.europa.eu/ 
brussels/website/media/Basis/Vertraege/ 
Pdf/EWG-Vertrag.pdf

* Vertrag über die Gründung der  
Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft – EWG-Vertrag

www.europarl.europa.eu/brussels/website/media/Basis/Vertraege/Pdf/EWG-Vertrag.pdf
www.europarl.europa.eu/brussels/website/media/Basis/Vertraege/Pdf/EWG-Vertrag.pdf
www.europarl.europa.eu/brussels/website/media/Basis/Vertraege/Pdf/EWG-Vertrag.pdf


— Herausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung / bpb — Verantwortliche Redakteurin: Iris Möckel — Gestaltung: www.leitwerk.com

ARBEITSBLATT

B

— Internet: www.bpb.de/themenblaetter   — Themenblätter im Unterricht Nr. 112:  
Zukunft der Europäischen Union?

— Autor: Eckart D. Stratenschulte — Erste Auflage: Oktober 2016

—
 Z

ei
ch

nu
ng

: H
ar

m
 B

en
ge

n 
/ t

oo
np

oo
l.c

om

Wie soll es weitergehen?

 3  Ein Land verlässt die EU

In einer Volksabstimmung im Juni 2016 in Großbritannien hat die Mehrheit der Abstimmenden sich dafür entschieden,  
dass das Land die Europäische Union verlassen soll. 

➼	 1. Stellt euch vor, es gäbe ein solches Referendum auch 
in Deutschland. Bildet zwei Gruppen: ein „JA-Lager“ (das für 
den Verbleib Deutschlands in der EU ist) und ein „NEIN“-Lager 
(das dafür plädiert, die EU zu verlassen). Unterteilt diese beiden 
Lager je nach Personenzahl in mehrere Gruppen. Jetzt sammelt 
eure Argumente für die entsprechende Kampagne und malt Pla-
kate. Bringt darauf eure Argumente unter, aber so ansprechend, 
dass die Botschaft auch von anderen wahrgenommen wird.

➼	 2. Schaut euch alle Plakate an und bewertet sie!  
Sind die Aussagen realistisch, oder versprechen sie Dinge,  
die nicht gehalten werden können?

 4  Stellt euch die EU der Zukunft vor!

Manche Menschen klagen, die EU habe zu viele Kompetenzen, sie kümmere sich um zu viele Lebensbereiche. Andere sagen,  
die EU brauche noch mehr Verantwortlichkeiten, um unsere gemeinsame Zukunft zu gestalten.

➼	 1. Baut euch eure eigene EU zusammen, individuell oder in Gruppen. Welche Politikbereiche sollen europäisch sein,  
welche national, welche regional / lokal? Und warum wollt ihr das so? Kreuzt unten an, welche Politikbereiche ihr wie einordnen wollt: 
 europäisch (E), national (N) oder regional (R)

➼	 2. Schreibt anschließend die Ergebnisse auf Moderationskarten und pinnt sie an die Wand! 

 5  Karikatur – Analyse: Wer will in die EU?

➼	 Schaut euch die Karikatur oben an, beschreibt das Bild und analysiert, was damit ausgedrückt werden soll.  
Wer sind die, die rein wollen – und warum?

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landwirtschaft E  N  R

Verteidigung E  N  R

Schüler- und Studentenaustausch E  N  R

Rentenpolitik E  N  R

Umweltschutz E  N  R

Wettbewerbspolitik E  N  R

Arbeitsgesetze E  N  R

Verkehr E  N  R

Mindestlohn E  N  R

Verbraucherschutz E  N  R

Währung E  N  R

Außenpolitik E  N  R

Schulsystem E  N  R

Sportförderung E  N  R

Raumfahrt E  N  R

Handel E  N  R

Terrorismusabwehr E  N  R

Kulturpolitik E  N  R  

Strafverfolgung E  N  R

Bildung E  N  R

Zivilrecht E  N  R

Klimapolitik E  N  R

 E  N  R

 E  N  R
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Weiterführende Hinweise

 — Angebote aus der Bundeszentrale für politische Bildung 

—   Aus Politik und Zeitgeschichte

Nr. 49 – 50 / 2016: 
Brexit 
— Bestell-Nr. 7649 

—  Schriftenreihe

Band 1233: Frédéric Delouche 
(Hrsg.): Das europäische Ge-
schichtsbuch. Von den Anfängen 
bis ins 21. Jahrhundert  
Bonn 2012 
— Bestell-Nr. 1233

Band 1437: Werner Weidenfeld /  
Wolfgang Wessels (Hrsg.):  
Europa von A bis Z, Bonn 2014  
— Bestell-Nr. 1437 

—   Zeitbilder

Stratenschulte, Eckart: Europa – 
Fakten und Zusammenhänge  
2. aktualisierte und überarbeitete 
Auflage, Bonn 2016  
— Bestell-Nr. 3982

Schmuck, Otto / Unser, Günther:  
Die Europäische Union. Auf ga-
ben, Strukturen und Chancen  
Bonn 2016  
— Bestell-Nr. 3980

—   Informationen zur  
politischen Bildung

Nr. 279:  
Die Europäische Union  
Bonn 2015  
— Bestell-Nr. 4279 

—  Themenblätter im Unterricht

Nr. 106:  
Wer hat die Macht in Europa?  
— Bestell-Nr. 5400 

—  Thema im Unterricht / Extra

Europa für Einsteiger 
4. Auflage, Bonn 2015 
— Bestell-Nr. 5306 
(wird neu aufgelegt) 

—  Falter

Falter Zeitgeschichte Nr. 2:  
Die Europäische Union  
(englisch und deutsch),  
4. Auflage, Bonn 2016  
— Bestell-Nr. 5433

Falter Extra:  
EU-Mitgliedstaaten. National-
hymnen und Länderporträts 
Bonn 2016  
— Bestell-Nr. 5437

www.europa.eu 
Internetseite der Europäischen 
Union mit Informationstexten, 
Originaldokumenten und Unter-
richtsmaterialien für Jugendliche 
und Kinder

www.europarl.europa.eu/ 
portal/de 
Homepage des Europa-
parlaments

www.auswaertiges-amt.de/ 
DE/Europa/Uebersicht_node 
Internetseite des Auswärtigen 
Amtes

www.bundesfinanzministerium.
de/Web/DE/Themen/Europa/ 
europa.html 
Website des Bundesfinanzminis-
teriums zum Thema „Europa“ 

www.europa-union.de 
Internetseite der Europa-Union, 
einer überparteilichen pro- 
europäischen Bürgerinitiative, 
die zu Veranstaltungen einlädt 
und zu verschiedenen euro-
päischen Themen informiert

www.cafebabel.de 
Kostenloses frisches Europa-
magazin, das von jungen  
Menschen aus verschiedenen 
europäischen Ländern geschrie-
ben wird und außer auf Deutsch 
auch in anderen Sprachen  
erscheint

 — Internetadressen

 — bpb-Angebote

Bestellmöglichkeiten und 
 weitere Infor mationen zu den 
Angeboten der Bundeszentrale 
für politische Bildung unter:

 www.bpb.de/shop 

— Falter  Zeitgeschichte 
Nr. 2: Die Europäische 
Union 
Zeitstrahl zur EU 
— Bestell-Nr. 5433

— Thema im Unterricht 
Europa für Einsteiger 
Aktualisierte Auflage 
mit 20 Arbeitsblättern 
— Neuauflage in  
Vorbereitung

 — Weitere Materialien

— Thema im Unterricht 
Logbuch Neuland 
60 aktivierende 
 Arbeitsblätter 
— Bestell-Nr. 5341

— Thema im Unterricht 
Quizheft Politik 
288 Fragen zu Politik, 
Gesellschaft, Wirtschaft 
— Bestell-Nr. 5301

— Internet: www.bpb.de/publikationen
> Thema im Unterricht

— Dritte Auflage: November 2011   — Thema im Unterricht / Extra:
Europa für Einsteiger 

— Autor: Bruno Zandonella

Thema im Unterricht / Extra
Arbeitsmappe

Europa für Einsteiger
— Bestell-Nr. 5.306 — ISBN 978-3-89331-919-0

2 0
Arbeitsblätter

zur Europäischen 
Union

— Internet: www.bpb.de/thema-im-unterricht— Erste Auflage: Mai 2016   — Thema im Unterricht / Extra:  
Logbuch Neuland

— Autorinnen: Marianne Marheineke,  
Sarah Inal

*    das Logbuch — Ein Logbuch ist ein Tagebuch für Schiffe. Der Kapitän# 
schreibt darin alle wichtigen Beobachtungen (i Beobachtung) und Ereignisse 
(i Ereignis) auf.

* *   das Neuland — Wir meinen damit: Ich komme in einem Land an,  
das ich noch nicht kenne. Dann ist das Neuland für mich.  
Oder: Ich lebe schon lange in einem Land. Es kommen viele Menschen neu an. 
Damit verändert sich das Land. Es wird ein Neuland für mich.

Thema im Unterricht / Extra

— Bestell-Nr. 5341 — ISBN 978-3-8389-7144-5

Nur  
für dich!

 1981 – 1994 Europa der Zwölf 1981 – 1994 Europa der Zwölf

 — Legende

Zeichenerklärung:
2 = steht für die weibliche Form des 
 vorangehenden Begriffs

Farberklärung:

Hellblau = Erweiterung der Europäischen 
Union (Beitritte der Länder)

Grau = Etappen der Entwicklung der 
EG / EU (Vertiefung der Gemeinschaft, 
Verträge und ihre Inhalte/Ziele/Folgen)

Hellgrau = Sonstige europäische Ein-
richtungen oder wichtige Ereignisse von 
europäischer Tragweite 

Abkürzungen:
AKP = Gruppe der afrikanischen, karibischen 
und pazifischen Staaten
EAG / EURATOM = Europäische Atomgemeinschaft
EEA = Einheitliche Europäische Akte
EFTA = Europäische Freihandelszone
EG = Europäische Gemeinschaft
EGKS = Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl
ESM = Europäischer Stabilitätsmechanismus
EU = Europäische Union
EuGH = Europäischer Gerichtshof
EVG = Europäische Verteidigungsgemeinschaft
EWG = Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
EWS = Europäisches Währungssystem
EZB = Europäische Zentralbank
GAP = Gemeinsame Agrarpolitik
GASP = Gemeinsame Außen- und 
Sicherheits politik
IWF = Internationaler Währungsfonds
KSZE = Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa
NATO = North Atlantic Treaty Organization 
(Nordatlantisches Verteidigungsbündnis)
UN = United Nations (Vereinte Nationen)
WEU = Westeuropäische Union
ZJIP = Zusammenarbeit in Justiz und Innenpolitik

Weitere Hinweise:
Erklärungen zu den europäischen Begriffen fin-
den Sie in pocket europa, siehe Hinweis in der 
rechten Spalte.

— Impressum

— Herausgeberin: Bundeszentrale für  politische Bildung/
bpb, Adenauerallee 86, 53113 Bonn, www.bpb.de

— Autor: Bruno Zandonella, Stuttgart
— Redaktion: Iris Möckel (verantwortlich), 
Nina Schillings (beide bpb)

— Gestaltung: Leitwerk. Büro für  Kommu nikation, 
Köln, www.leitwerk.com
— Illustrationen: Katharina Plass, Andreas Steinbrecher
— Druck: Bonifatius GmbH, Paderborn

— Urheberrechte: Text und Illustrationen sind urheber-
rechtlich  geschützt. Der Text kann in Schulen zu Unterrichts-
zwecken vergütungs frei  vervielfältigt werden.

— Redaktionsschluss: September 2012,
Bestell-Nr. 5.432, ISBN 978-3-8389-7067-7

 — Hinweise der Redaktion:  
1. Die Zeitleiste zum Herunterladen  fi nden Sie hier: 
www.bpb.de /falter 

2. Kritik, Lob, Anregungen bitte an:
feedback-falter@bpb.de

 — Hinweis der Redaktion

In der Zeitleiste „Die Europäische Union“ 
konnten nur ausgewählte Ereignisse 
aufgeführt und illustriert werden. Nach 
Bedarf kann sie aber im Rahmen des 
Unterrichts selbst ergänzt und erweitert 
werden.

Der vorliegende Falter ist der zweite in 
der Reihe „Zeitgeschichte im Unterricht“. 
Es liegt bereits die Zeitleiste Nr. 1 zur 
deutschen Geschichte 1914 – 1990 vor, 
sowie begleitende Arbeitsblätter zum 
Download. Diese Materialien fi nden sich 
unter www.bpb.de/falter .

 — Feedback erwünscht:  Lob, Kritik, 
Anmerkungen zum  Geschichtsprojekt 
unter: feedback-falter@bpb.de 
(keine  Bestellungen!).

— Zur Ergänzung liegen vor

— pocket europa
Kleines Lexikon mit EU-
Begriffen und Länderdaten. 
Mit vielen Schaubildern, 
Tabellen und Karten sowie 
einem Link- und Adress-
verzeichnis.
Autor: Bruno Zandonella

— Bestell-Nr. 2.554
(Restexemplare kostenlos)

— Europa für Einsteiger
Das Heft mit 20 Arbeits-
blättern hilft, das komplexe 
Geflecht der Europäischen 
Union zu entwirren.
Autor: Bruno Zandonella

— Bestell-Nr. 5.306 
(kostenlos) 

— früher oder später
Schön illustriertes, sehr 
anregendes  Karten spiel 
zur deutsch-deutschen 
Zeitgeschichte. 
Autor: Bernhard Weber

— Bestell-Nr. 1.921 
(1,50 Euro pro Exemplar) 

— Spicker Europäische 
Union
Zur Ergänzung und 
Aktualisierung: kleines 
Lexikon zu den euro-
päischen Institutionen. 
Autor: Bruno Zandonella

— kostenloser Download 
zum Ausdrucken
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Euro-Krise und „Rettungsschirme“

 01.08.1975  KSZE-Schlussakte

33 west- und osteuropäische Staaten sowie 
die USA und Kanada verabschieden in Helsinki 
die Schlussakte der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE). Da-
nach garantieren die Unterzeichnerstaaten die 
Menschenrechte, die Selbstbestimmung und 
Gleichberechtigung der Völker, den Verzicht 
auf Gewaltanwendung, die Unverletzlichkeit 
der Grenzen und die friedliche Regelung von 
Streitigkeiten.

 08.05.1945  Kriegsende

Bedingungslose Kapitulation 

Deutschlands: Ende des Zweiten 

Weltkriegs in Europa.

 19.06.1946  Aufruf

Churchill ruft in Zürich zur 

Gründung der Vereinigten 

Staaten von Europa auf.

 05.06.1947  Marshallplan

Der Marshallplan (European 

Recovery Program) verpfl ichtet 

die europäischen Länder zur 

wirtschaft lichen Zusammenarbeit.

 04.04.1949  NATO

Zwölf Länder unter Führung der 

USA bilden das Nordatlantische 

Verteidigungsbündnis (NATO).

 26.04.1986  Katastrophe 

von Tschernobyl

Ein Reaktor des sowjetischen Atom-

kraftwerks Tschernobyl explodiert. 

Eine radioaktive Wolke breitet sich 

über einen Teil Europas aus.

 17.07.1995  Massaker von Srebrenica

In der Nähe von Srebrenica (Bosnien) werden 

8.000 Männer und Jungen von der serbischen Armee 

getötet. Das Massaker von Srebrenica gilt als das 

schwerste Kriegsverbrechen in Europa seit dem Ende 

des Zweiten Weltkriegs.

 20.03.2003  Irak-Krieg

Der von den USA und Groß-

britannien ausgelöste (zweite) Irak-

Krieg entzweit die europäischen 

Verbündeten. In der Frage einer 

militärischen Intervention im Irak 

und damit auch in der Außen- und 

Sicherheitspolitik sind die 

EU-Staaten zutiefst gespalten.

 27.04.2005  Airbus A380

Der Airbus A 380, das größte zivile 

Verkehrsfl ugzeug, absolviert 

seinen Erstfl ug. Airbus ist ein 

Tochter unternehmen des größten 

europäischen Luft- und Raum-

fahrt konzerns EADS.

 24.03.1999  Kosovokrieg

Die NATO führt (ohne UN-Mandat) 

einen Luftkrieg gegen Serbien zum 

Schutz der Albaner# im Kosovo.

 11.09.2001  9/11

Die Terroranschläge auf das 

World Trade Center in New York 

und auf das Pentagon in 

Washington lösen weltweit 

Entsetzen und Solidarisie-

rung mit den USA aus.

 1968  

Prager Frühling

Die Reformbewegung in der 

Tschechoslowakei wird durch 

Truppen des Warschauer Pakts 

gewaltsam niedergeschlagen.

 01.03.1972  InterRail

Von mehreren europäischen 
Eisenbahngesellschaften wird 
ein Angebot eingeführt, das  
jungen Leuten bis 21 Jahre eine 
preisgünstige Möglichkeit bietet, 
Europa kennenzulernen. Vier 
Jahre später wird die Alters-
grenze von 21 auf 23 und 
1979 auf 26 Jahre angehoben.

 27.07.1976  Kosmetikrichtlinie

Fortan gibt es eine Liste von Stoffen, deren Einsatz in kosme-
tischen Mitteln verboten ist (Negativliste) und je eine Liste der 
zugelassenen Konservierungsmittel, Farbmittel und UV-Filter 
(Positivlisten). Seit ihrem Inkrafttreten wurde die Kosmetik-
richtlinie sieben Mal geändert und mehr als 40 Mal an den 
technischen Fortschritt angepasst (Stand August 2008).

 09.05.1950  Schuman-Plan

Der französische Außenminister Robert Schuman schlägt die Bildung einer Montan-

union vor: Die gesamte deutsche und französische Kohle- und Stahlproduktion 

soll einer gemeinsamen, supranationalen Aufsichtsbehörde unterstellt werden 

(vgl. 23.07.1952). Grundlage ist die Überlegung, dass Staaten, die wirtschaftlich 

voneinander abhängig sind, sich vertragen (müssen) und ihre Konfl ikte mit fried-

lichen Mitteln lösen. Dies sollte nur der erste Schritt zum Aufbau eines vereinigten 

Europas sein. Der Schuman-Plan gilt als „Geburtsurkunde“ der Europäischen 

Union; deshalb wird der 9. Mai als Europatag gefeiert.

 23.07.1952  EGKS-Vertrag 

(Montanunion)

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

(EGKS) tritt in Kraft. Belgien, Frankreich, Deutsch-

land, Italien, Luxemburg und die Niederlande haben 

vereinbart, die gesamte Kohle- und Stahlproduktion 

einer unabhängigen „Hohen Behörde“ zu unterstel-

len (Pariser Vertrag vom 18. April 1951). Damit ent-

steht die erste supranationale (überstaatliche) Orga-

nisation in Europa.

 1985  Butterberg

Die Preis- und Absatzgarantien der GAP veranlassen viele Bauern#, ihre 

Höfe zu Agrarfabriken auszubauen und weit mehr zu produzieren, als sich am 

Markt absetzen lässt. Die Überschüsse an Butter, Getreide und Fleisch türmen 

sich in den Lagerhallen der EG zu wahren „Bergen“ auf. 1985 z.B. liegen 

1 Million Tonnen Butter, 16 Millionen Tonnen Getreide, 870.000 Tonnen Rind-

fl eisch und 520.000 Tonnen Magermilchpulver auf Halde.

 01.01.1993  Binnenmarkt vollendet 

Der gemeinsame Markt ohne Binnengrenzen wird 

verwirklicht. Der freie Verkehr von Waren, Dienst-

leistungen, Kapital und Personen innerhalb der Ge-

meinschaft ist gewährleistet. Die „vier Freiheiten“ 

sollen den Wettbewerb unter den EG-Staaten stär-

ken und den Wohlstand fördern.

 26.03.1995  Schengener Abkommen 

Die am 14.06.1985 in Schengen (Luxemburg) getroffene 

Vereinbarung tritt in Kraft: An den Grenzen zwischen 

den Benelux-Staaten, Deutschland, Frankreich, Spanien 

und Portugal werden keine Personenkontrollen mehr 

durchgeführt.

Die Kontrolle der Außengrenzen wird vereinheitlicht 

und die polizeiliche Zusammen arbeit verstärkt. 

Mittlerweile umfasst der Schengen-Raum alle 

EU-Staaten (ohne GB und Irland) sowie 

Norwegen, Island und die Schweiz.

 01.01.2002  Euro-Bargeld 

Mit der Einführung von Euro-Bank-

noten und -Münzen ist die letzte 

Stufe der Währungsunion erreicht. 

Der Euro wird in zwölf EU-Staaten 

alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel.

 03.10.2005  Beitrittsverhandlungen mit Kroatien und der Türkei 

Die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei und Kroatien werden aufgenommen.

Kroatien hat den Beitrittsprozess erfolgreich abgeschlossen und wird voraussichtlich 

am 01.07.2013 als 28. Mitgliedstaat der EU beitreten.

Die Gespräche mit der Türkei über eine mögliche Mitgliedschaft erweisen sich als 

problem beladen (Streitpunkte sind unter anderem die Anerkennung Zyperns und 

Menschenrechtsfragen).

 02.05.2010  „Euro-Rettungsschirme“

Wegen der drohenden Zahlungsunfähigkeit erhält 

Griechenland als erstes Land eine EU-Finanzhilfe in 

Höhe von 110 Milliarden Euro. In der Folge beantra-

gen auch Irland, Portugal und Spanien Finanzhilfen 

von der EU und dem IWF. Die EU-Finanzminister# 

beschließen Nothilfemaßnahmen, sogenannte 

„Rettungsschirme“, für überschuldete Länder, um 

die Stabilität des Euro zu retten und ein Auseinan-

derbrechen der Euro-Zone zu verhindern.

 10.05.2010  EZB kauft Anleihen

Die Europäische Zentralbank kauft erstmals 

Staatsanleihen der Krisenstaaten auf, 

obwohl ihre Statuten dies verbieten. Sie will 

damit verhindern, dass die Länder ihre 

Schulden nicht mehr bezahlen können, weil 

die Zinsen immer weiter steigen.  09.12.2011  Fiskalpakt

Als Antwort auf die fortdauernde Schulden-

krise beschließen die EU-Länder (ohne 

GB und Tschechien) einen Fiskalpakt: Sie 

verpfl ichten sich ab 2013 zu ausgeglichenen 

Haushalten (keine oder sehr geringe Neuver-

schuldung). Die Einhaltung der „Schulden-

bremse“ wird von der Europäischen Kom-

mission überwacht. 

 23.01.2012  Europäischer 

Stabilitätsmechanismus

Nachdem im Jahr 2010 bereits ver-

schiedene Rettungspakete geschnürt 

wurden, einigen sich die Euroländer 

auf einen dauerhaften Europäischen 

Stabilitätsmechnismus (ESM). Er stellt 

Euro-Ländern, die in fi nanziellen 

Schwierigkeiten sind, Kredite zu 

günstigen Zinsen zur Verfügung, 

wenn sie entsprechende Sparauf-

lagen erfüllen.

 01.01.2007  Osterweiterung II

Bulgarien und Rumänien treten der Euro-

päischen Union bei. Die EU umfasst jetzt 

27 Staaten mit rund 500 Millionen Bürgern#. 

 01.07.2013  Osterweiterung III

Der Beitritt Kroatiens ist zum 01.07.2013 

vorgesehen. Kroatien ist somit das 

28. Mitglied der Europäischen Union.

 01.07.1999  Europol 

Das europäische Polizeiamt nimmt seine 

Arbeit auf. Ziel ist eine verbesserte 

Zusammenarbeit der nationalen Polizei-

behörden, um die international organi-

sierte Kriminalität zu bekämpfen.

 01.05.1999  Vertrag von Amsterdam 

Der Vertrag von Amsterdam tritt in Kraft. Ziel ist  

die Reform der EU-Institutionen zur Vorbereitung 

auf den Beitritt neuer Mitgliedstaaten.

 01.02.2003  Vertrag von Nizza

Der Vertrag von Nizza tritt in Kraft. 

Wichtigste Neuerungen: Bestimmungen 

über geänderte Zusammensetzung der 

Kommission und neue Stimmengewichtung 

im Ministerrat (ab November 2004).

 11.03.2004  Terroranschlag in Madrid

Islamistische Al Qaida-Terroristen aus Marokko 

verüben einen Bombenanschlag am Bahnhof 

Atocha in Madrid, bei dem 191 Menschen sterben 

und 2.051 zum Teil schwer verletzt werden.

 21. – 23.6.2007  Europäische 

Verfassung gescheitert

Der „Vertrag über eine Verfassung für 

Europa“ wurde schon am 29.10.2004 in 

Rom von den Staats- und Regierungs-

chefs feierlich unterzeichnet. Die „Verfas-

sung“ sollte die stark vergrößerte Union 

handlungsfähiger, transparenter und bür-

gerfreundlicher machen.

Die Franzosen# und Niederländer# 

lehnen in Volksabstimmungen den Verfas-

sungsvertrag ab. Der Europäische Rat 

einigt sich im Juni 2007 auf eine Lösung 

der „Ratifi kationskrise“: Wesentliche 

Inhalte der gescheiterten „EU-Verfassung“ 

sollen in einen neuen Reformvertrag über-

nommen werden (vgl. 01.12.2009).

 15.09.2008  Lehman-Pleite 

und Finanzkrise

Die Insolvenz der US-Investmentbank 

„Lehman Brothers“ erschüttert das welt-

weite Finanzsystem. Das Platzen der 

„Spekulationsblase“ auf dem amerika-

nischen Immobilienmarkt führt zu einer 

globalen Finanz- und Wirtschaftskrise mit 

einem geschätzten Vermögensverlust 

von mindestens 15 Billionen Dollar. Die 

EU-Staaten gewähren Notkredite zur 

Rettung „systemrelevanter“ Banken.

 2011  Fluchtziel Europa

Im Frühjahr kommen nach den zum 

Teil bürger kriegsähnlichen Umwäl-

zungen in Tunesien, Ägypten und 

Libyen über 40.000 Flüchtlinge auf 

die italie nische Mittelmeerinsel 

Lampedusa. Viele ertrinken auf dem 

Weg von Afrika nach Europa.

Menschenrechtsorganisationen 

kritisieren die menschenunwürdige 

Unter bringung von Flüchtlingen 

und die Einsätze der EU-Grenz-

schützer (Frontex).

 20.10.2011  Galileo

Die ersten beiden Satelliten für 

das europäische Navigations-

system „Galileo“ starten ins All. 

Mit insgesamt 30 Satelliten 

ausgestattet soll es 2014 end-

gültig in Betrieb gehen.

 2012  Europäische Kulturhauptstadt

Seit 1985 verleiht die EG/EU den Titel „Kulturhaupt-

stadt Europas“. 2012 sind das Guimarães (Portugal) 

und Maribor (Slowenien), 2013 werden es Marseille 

(Frankreich) und Košice (Slowakei) sein.

 01.12.2009  Vertrag von Lissabon 

Der Vertrag von Lissabon tritt in Kraft. Nach dem 

Scheitern des Verfassungsvertrags soll der neue 

Reformvertrag die EU effizienter, demokratischer 

und bürgernäher gestalten. Dazu werden die 

Rechte des Europäischen Parlaments gestärkt 

und die Abstimmungsregeln in der Union geändert. 

Für EU-Gesetze wird ab 2014 eine doppelte Mehr-

heit (der Mitgliedstaaten und der Be völkerung) 

maßgeblich sein.

Ein „Hoher Vertreter für die Europäische Uni-

on für die Außen- und Sicherheitspolitik“ und 

ein Präsident des Europäischen Rates treten 

ihr Amt an.

 08.12.2008  Atalanta

Zur Bekämpfung der Piraterie vor 

der Küste Somalias startet die multi-

nationale Militärmission der EU.

 12.10.2012  

60 Jahre Frieden in Europa

Die EU bekommt in Oslo den 

Friedensnobelpreis zugesprochen.

 01.11.1993  Maastricht und EU

Der Vertrag von Maastricht tritt in Kraft und etabliert eine 

„Europäische Union“, die sich aus drei Säulen zusam-

mensetzt: der EG, der GASP und der ZJIP. Die wichtigste 

Neuerung ist die Schaffung einer Wirtschafts- und 

Währungsunion mit der Einführung des Euro. Neu einge-

führt wird die Unionsbürgerschaft mit EU-weitem Aufent-

haltsrecht und Wahlrecht bei Kommunal- und Europa-

wahlen. Eine Reihe von Bestimmungen sollen die 

Handlungsfähigkeit der EU nach außen und die Zusam-

menarbeit innerhalb der Union verbessern.

 1987  Erasmus 

Das Bildungsprogramm 

fördert den Austausch von 

Hochschullehrern# und 

Studenten# sowie die 

Zusammen arbeit von 

Hochschulen in Europa.

 25.03.1957  Römische Verträge

Die sechs Gründerstaaten unterzeichnen in Rom die Verträge zur 

Gründung der Europäischen Wirtschafts- und Atomgemeinschaft 

(EWG, EURATOM). 

Ziel der wirtschaftlichen Integration ist die Schaffung eines gemein-

samen Marktes. Eine gemeinsame Zollunion wird vereinbart; alle Hinder-

nisse für den freien Güter-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapital-

verkehr sollen innerhalb der Sechsergemeinschaft beseitigt werden.

Die Europäische Atomgemeinschaft zielt auf den schnellen Ausbau 

der Kernindustrie, um den rasch wachsenden Energiebedarf 

zu decken und die Abhängigkeit vom Öl zu verringern.

 14.01.1962  Gemeinsame Agrarpolitik

Der gemeinsame Agrarmarkt soll den Landwirten# ein ange-

messenes Einkommen sichern und die Verbraucher# mit hin-

reichend Nahrungsmitteln zu vernünftigen Preisen versorgen. 

Für landwirtschaftliche Erzeugnisse werden Garantiepreise fest-

gelegt. Bei sinkenden Marktpreisen werden sie von der EG 

aufgekauft. Importabgaben und Agrarsubventionen sichern 

europäische Agrarprodukte gegen die Weltmarktkonkurrenz ab.

 01.07.1967  Europäische Gemeinschaft

Das Fusionsabkommen vom 08.04.1965 tritt in 

Kraft: EGKS, EWG und EURATOM werden zur 

Europäischen Gemeinschaft (EG) zusammen-

gelegt. Seither gibt es für alle drei „Gemein-

schaften“ einen gemeinsamen Ministerrat und 

eine gemeinsame Kommission.

 28.02.1975  Erstes Lomé-Abkommen

Die EG schließt in Lomé (Togo) mit 46 afrikanischen, 

karibischen und pazifi schen Staaten ein Handels- und 

Kooperationsabkommen. Es gewährt den assoziierten 

Staaten Finanzhilfen und zollfreien Zugang zum euro-

päischen Agrarmarkt. Heute ist die Entwicklungszu-

sammenarbeit der EU auf 77 AKP-Staaten ausgedehnt 

(Vertrag von Cotonou, Benin, aus dem Jahre 2000).

 20.02.1979  Cassis-de-Dijon-Urteil

Die Lebensmittelkette Rewe klagt gegen das Verbot, einen franzö-

sischen Johannisbeerlikör aus Dijon (Frankreich) zu importieren. 

Der EuGH hebt das Importverbot auf. Aus diesem Urteil wird das 

„Cassis-de-Dijon-Prinzip“ abgeleitet: Es besagt, dass alle Produkte, 

die in einem EU-Mitgliedstaat zugelassen sind, auch in allen an-

deren Mitgliedstaaten uneingeschränkt verkauft werden dürfen. 

Die Freiheit des Warenverkehrs im europäischen Binnenmarkt darf 

nicht eingeschränkt werden, außer es bestehen schwerwiegende 

Bedenken den Gesundheits- und Umweltschutz betreffend.

 7.– 10.06.1979  Erste Europawahl

In den neun Mitgliedsländern wählen die 

Bürger# erstmals ihre Europa-Abge-

ordneten. Seitdem ist das Europäische 

Parlament das einzige direkt von den 

Bürgern# gewählte europäische Organ.

 13.03.1979  Europäisches Währungssystem

Das Europäische Währungssystem (EWS) tritt in Kraft. Es soll 

stabile Wechselkurse innerhalb der Gemeinschaft (ohne GB) 

garantieren. Dazu wird die Europäische Währungseinheit 

ECU (als Recheneinheit) eingeführt.

 01.07.1968  Zollunion verwirklicht

Die letzten Zölle innerhalb der EG verschwinden 

(ursprünglich für 31.12.1969 vorgesehen). 

Ein gemeinsamer EG-Außenzoll wird eingeführt. 

 01.07.1965 – 28. 01.1966  

„Politik des leeren Stuhls“

Der französische Staatspräsident 

de Gaulle lehnt Reformvorschläge zur 

Finanzierung der Gemeinsamen Agrar-

politik ab. Frankreich bleibt allen Sitzun-

gen des Ministerrats fern und macht 

damit die europäischen Institutionen 

praktisch handlungsunfähig.

 1951 – 1957  Sechs Gründerstaaten

In den 50er Jahren schließen Belgien, die Bundes-

republik Deutschland, Frankreich, Italien, 

Luxemburg und die Niederlande drei europäische 

Abkommen: die Montanunion, die Europäische 

Wirtschafts gemeinschaft (EWG) und die Europä-

ische Atomgemeinschaft (EAG). Aus der anfäng-

lichen Kerngemeinschaft von sechs Staaten 

entwickelt sich nach und nach die heutige EU.

 01.01.1986  Süderweiterung II

Spanien und Portugal treten der Gemeinschaft 

bei. Die EG umfasst jetzt zwölf Mitglieder.

Die „Nelkenrevolution“ (1974) beendet die Dik-

tatur in Portugal. Auch Spanien erlebt nach 

dem Tod des Caudillo Francisco Franco (1975) 

eine demokratische Entwicklung. 1977 stellen 

beide Länder einen Aufnahmeantrag. Die Bei-

trittsverhandlungen sind schwierig und lang-

wierig, denn die wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Verhältnisse auf der Iberischen 

Halbinsel unterscheiden sich grundlegend von 

denen in den „alten“ EG-Staaten.

 03.10.1990  Deutsche Einheit

Mit der Vereinigung Deutschlands gehören 

auch die fünf ostdeutschen, „neuen“ Bundes-

länder der Europäischen Gemeinschaft an.

 21. – 22.06.1993  Kopenhagener Kriterien

Der Europäische Rat in Kopenhagen beschließt Kriterien 

für den Beitritt. Beitrittswillige Länder können nur in die 

Gemeinschaft aufgenommen werden, wenn sie eine stabile 

demokratische und rechtsstaatliche Ordnung sowie eine 

marktwirtschaftliche und wettbewerbsfähige Wirtschaft 

aufweisen. Außerdem müssen sie das gesamte bisherige 

europäische Recht, den „Acquis Communautaire“, über-

nehmen und in nationales Recht umsetzen.

 01.01.1995  Norderweiterung

Finnland, Schweden und Österreich treten der 

Europäischen Union bei. Mit Ausnahme der 

Schweiz, Islands und Norwegens sowie einiger 

Kleinstaaten sind jetzt alle Staaten Westeuropas 

in der EU vereint.

 01.01.1973  Erste Erweiterung

Großbritannien, Irland und Dänemark treten 

der Europäischen Gemeinschaft bei. 

Die Norweger# lehnen in einer Volksab-

stimmung am 25.09.1972 den bereits aus-

gehandelten EG-Beitritt ihres Landes ab.

 01.01.1981  Süderweiterung I

Griechenland tritt als zehntes Mitglied der 

EG bei.

Seit 1967 war Griechenland von einer Militär-

junta diktatorisch regiert worden und blieb 

deshalb vom europäischen Integrations-

prozess ausgeschlossen. Erst 1974 etabliert 

sich als Folge der Zypernkrise eine zivile 

und demokratische Regierung, mit der die 

Beitrittsverhandlungen rasch wieder aufge-

nommen werden, nicht zuletzt um die junge 

Demokratie zu stabilisieren.

 05.05.1949  Europarat

Zehn Staaten gründen den 

Europa rat (2012: 47 Mitglieder).

 09.11.1989  

Mauerfall in Berlin

In Berlin fällt die Mauer, 

das Symbol der Teilung 

Europas.

 03.09.1953  Menschenrechtskonvention

Die „Europäische Konvention zum Schutz der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten“ des Europarats tritt in Kraft. 

 1956  Aufstände

Die Aufstände in Ungarn und Polen 

für demokratische Veränderungen 

werden blutig niedergeschlagen. 

 1956  Grand Prix

Lys Assia (Schweiz) gewinnt 

den ersten Grand Prix Euro-

vision de la Chanson (seit 1992: 

Eurovision Song Contest). 

 04.01.1960  Handel

Die Europäische Freihandels-

zone (EFTA) wird als Gegen-

gewicht zur EWG gegründet.

 23.10.1954  Pariser Verträge

Nach dem Scheitern der EVG wird die 

Bundesrepublik in die NATO und die 

neu geschaffene Westeuropäische Union 

aufgenommen (Pariser Verträge).

 07.10.1958  Justiz

In Luxemburg wird der 

Euro päische Gerichtshof 

(EuGH) errichtet.

neu geschaffene Westeuropäische Union 

aufgenommen (Pariser Verträge).

1956195519541953

auf Gewaltanwendung, die Unverletzlichkeit 
der Grenzen und die friedliche Regelung von 
Streitigkeiten.

 Erste Erweiterung

Das Fusionsabkommen vom 08.04.1965 tritt in 

Kraft: EGKS, EWG und EURATOM werden zur 

Europäischen Gemeinschaft (EG) zusammen-

schaften“ einen gemeinsamen Ministerrat und 

19821981

Erste Europawahl

In den neun Mitgliedsländern wählen die 

 erstmals ihre Europa-Abge-

ordneten. Seitdem ist das Europäische 

Parlament das einzige direkt von den 

 gewählte europäische Organ.

Fortan gibt es eine Liste von Stoffen, deren Einsatz in kosme-
tischen Mitteln verboten ist (Negativliste) und je eine Liste der 
zugelassenen Konservierungsmittel, Farbmittel und UV-Filter 
(Positivlisten). Seit ihrem Inkrafttreten wurde die Kosmetik-
richtlinie sieben Mal geändert und mehr als 40 Mal an den 

angepasst (Stand August 2008).

 1981 – 1994 Europa der Zwölf 1981 – 1994 Europa der Zwölf
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 1987  Erasmus 

Das Bildungsprogramm 

fördert den Austausch von 

Hochschullehrern

Studenten

Zusammen arbeit von 

Hochschulen in Europa.

 1987  Erasmus 

Das Bildungsprogramm 

fördert den Austausch von 

Hochschullehrern# und 

Studenten# sowie die 

Zusammen arbeit von 

Hochschulen in Europa.

den Benelux-Staaten, Deutschland, Frankreich, Spanien den Benelux-Staaten, Deutschland, Frankreich, Spanien 

und Portugal werden keine Personenkontrollen mehr 

durchgeführt.

Die Kontrolle der Außengrenzen wird vereinheitlicht 

und die polizeiliche Zusammen arbeit verstärkt. 

Mittlerweile umfasst der Schengen-Raum alle 

EU-Staaten (ohne GB und Irland) sowie 

Norwegen, Island und die Schweiz.

 Maastricht und EU

Der Vertrag von Maastricht tritt in Kraft und etabliert eine 

 Binnenmarkt vollendet 

Terroranschläge auf das 

World Trade Center in New York

und auf das Pentagon in 

Washington lösen weltweit 

Entsetzen und Solidarisie-

rung mit den USA aus.

Finanzierung der Gemeinsamen Agrar-

politik ab. Frankreich bleibt allen Sitzun-

gen des Ministerrats fern und macht 

damit die europäischen Institutionen 

auch die fünf ostdeutschen, „neuen“ Bundes-

 21. – 22.06.1993  Kopenhagener Kriterien

Der Europäische Rat in Kopenhagen beschließt Kriterien 

für den Beitritt. Beitrittswillige Länder können nur in die 

Gemeinschaft aufgenommen werden, wenn sie eine stabile

demokratische und rechtsstaatliche Ordnung sowie eine 

marktwirtschaftliche und wettbewerbsfähige Wirtschaft 

aufweisen. Außerdem müssen sie das gesamte bisherige 

europäische Recht, den „Acquis Communautaire“, über-

nehmen und in nationales Recht umsetzen.

 01.01.1995  Norderweiterung

Finnland, Schweden und Österreich treten der 

Europäischen Union bei. Mit Ausnahme der 

Euro-Bargeld

Mit der Einführung von Euro-Bank-

Stufe der Währungsunion erreicht. 

alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel.

Reformvertrag die EU effizienter, demokratischer 

und bürgernäher gestalten. Dazu werden die 

Rechte des Europäischen Parlaments gestärkt 

und die Abstimmungsregeln in der Union geändert

Für EU-Gesetze wird ab 2014 eine doppelte Mehr-

heit (der Mitgliedstaaten und der Be völkerung) 

maßgeblich sein.

Ein „Hoher Vertreter für die Europäische 

on für die Außen- und Sicherheitspolitik“ und 

ein Präsident des Europäischen Rates treten 

ihr Amt an.

 1951 – 1972 Sechs Gründerstaaten  1973 – 1980 Europa der Neun

 1995 – 2004 Europa der 15 2007 – 2013 Europa der 27 ab 2013 Europa der 282004 – 2006 Europa der 25
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 30.08.1954  Europäische Verteidigungs-

gemeinschaft scheitert

Nach dem Ausbruch des Korea-Kriegs drängen die USA 

auf einen Wehrbeitrag der Bundesrepublik. Frankreich 

steht der Wiederbewaffnung Deutschlands ablehnend 

gegenüber und schlägt als Kompromiss die Integration 

der europäischen Streitkräfte unter Einschluss eines 

wiederbewaffneten Deutschlands vor. 1954 unterzeichnen 

die sechs Gründerstaaten den Vertrag zur Europäischen 

Verteidigungsgemeinschaft (EVG). Am 30.08.1954 

scheitert die Europa-Armee am Widerstand der franzö-

sischen Nationalversammlung.

 01.01.1999  Währungsunion 

Die Wirtschafts- und Währungsunion startet. Belgien, 

Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Luxem-

burg, die Niederlande, Österreich, Portugal und Spanien 

führen den Euro als offi zielle Währung ein. Die Europä-

ische Zentralbank (EZB) nimmt in Frankfurt ihre Arbeit 

auf: Das vorrangige Ziel ist es, die Preisstabilität in Euro-

pa zu gewährleisten.

 01.05.2004  Osterweiterung I

Die fünf mitteleuropäischen Staaten Polen, Slowakei, 

Slowenien, Tschechien und Ungarn, die drei baltischen 

Staaten Estland, Lettland und Litauen sowie die Mittel-

meerinseln Malta und Zypern treten der Europäischen 

Union bei.

Mit der Osterweitung wird die Spaltung Europas in Ost 

und West endgültig überwunden. Die Staaten Ost- und 

Südosteuropas erhoffen sich von einem Beitritt poli-

tische Stabilität und wirtschaftlichen Wohlstand durch 

den Aufbau einer Marktwirtschaft und den Zugang 

zum europäischen Binnenmarkt.

 01.07.1987  Einheitliche 

Europäische Akte 

Die Einheitliche Europäische 

Akte (EEA), ein umfassendes 

Reformprogramm, tritt in Kraft: 

Die Vollendung des Binnen-

markts bis zum 31.12.1992 wird 

vereinbart. Das lähmende Ein-

stimmigkeitsprinzip wird über-

wunden; künftig genügt eine 

qualifi zierte Mehrheit, um eine 

Entscheidung zu treffen. Das 

Europäische Parlament erhält 

(in bestimmten Bereichen) ein 

Mitentscheidungsrecht.

 28./29.01.1966  Luxemburger Kompromiss

Die Krise der EG infolge der französischen „Politik des leeren Stuhls“ 

wird durch den Luxemburger Kompromiss scheinbar beendet: 

Der Ministerrat kann zukünftig mit Mehrheit entscheiden, es sei denn, 

ein Mitglied macht „vitale nationale Interessen“ geltend. 

 29.05.1986  Europa-Flagge

Die EG übernimmt die Flagge des 

Europa rats: Der Kreis der zwölf Sterne auf 

blauem Grund steht für Solidarität und 

Harmonie zwischen den Völkern Europas.

 1968 

Prager Frühling

Die Reformbewegung in der 

Tschechoslowakei wird durch 

Truppen des Warschauer Pakts 

gewaltsam niedergeschlagen.
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preisgünstige Möglichkeit bietet, 
Europa kennenzulernen. Vier 
Jahre später wird die Alters-
grenze von 21 auf 23 und 
1979 auf 26 Jahre angehoben.

Zollunion verwirklicht

1970

Die sechs Gründerstaaten unterzeichnen in Rom die Verträge zur 

Gründung der Europäischen Wirtschafts- und Atomgemeinschaft 

Ziel der wirtschaftlichen Integration ist die Schaffung eines gemein-

samen Marktes. Eine gemeinsame Zollunion wird vereinbart; alle Hinder-

nisse für den freien Güter-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapital-

verkehr sollen innerhalb der Sechsergemeinschaft beseitigt werden.

Die Europäische Atomgemeinschaft zielt auf den schnellen Ausbau 

der Kernindustrie, um den rasch wachsenden Energiebedarf 

 14.01.1962  Gemeinsame Agrarpolitik

Der gemeinsame Agrarmarkt soll den Landwirten# ein ange-

messenes Einkommen sichern und die Verbraucher# mit hin-

reichend Nahrungsmitteln zu vernünftigen Preisen versorgen. 

Für landwirtschaftliche Erzeugnisse werden Garantiepreise fest-

gelegt. Bei sinkenden Marktpreisen werden sie von der EG 

aufgekauft. Importabgaben und Agrarsubventionen sichern 

europäische Agrarprodukte gegen die Weltmarktkonkurrenz ab.

 01.07.1965 – 28. 01.1966 

„Politik des leeren Stuhls“

Der französische Staatspräsident 

de Gaulle lehnt Reformvorschläge zur 

Finanzierung der Gemeinsamen Agrar-

politik ab. Frankreich bleibt allen Sitzun-

gen des Ministerrats fern und macht 

damit die europäischen Institutionen 

praktisch handlungsunfähig.

 und Grundfreiheiten“ des Europarats tritt in Kraft. 

195919581957

 07.10.1958  Justiz

In Luxemburg wird der 

Euro päische Gerichtshof 

(EuGH) errichtet.

1957

 20.02.1979  Cassis-de-Dijon-Urteil

Die Lebensmittelkette Rewe klagt gegen das Verbot, einen franzö-

sischen Johannisbeerlikör aus Dijon (Frankreich) zu importieren. 

Der EuGH hebt das Importverbot auf. Aus diesem Urteil wird das 

„Cassis-de-Dijon-Prinzip“ abgeleitet: Es besagt, dass alle Produkte,

die in einem EU-Mitgliedstaat zugelassen sind, auch in allen an-

deren Mitgliedstaaten uneingeschränkt verkauft werden dürfen. 

Die Freiheit des Warenverkehrs im europäischen Binnenmarkt darf 

nicht eingeschränkt werden, außer es bestehen schwerwiegende 

Bedenken den Gesundheits- und Umweltschutz betreffend.

 13.03.1979 Europäisches Währungssystem

Das Europäische Währungssystem (EWS) tritt in Kraft. Es soll 

stabile Wechselkurse innerhalb der Gemeinschaft (ohne GB) 

garantieren. Dazu wird die Europäische Währungseinheit 

ECU (als Recheneinheit) eingeführt.

 1981 – 1994 Europa der Zwölf 1981 – 1994 Europa der Zwölf

2004 2005 2006

 21. – 23.6.2007 Europäische 

Verfassung gescheitert

 01.07.1999  Europol 

Das europäische Polizeiamt nimmt seine 

Arbeit auf. Ziel ist eine verbesserte 

Zusammenarbeit der nationalen Polizei-

behörden, um die international organi-

sierte Kriminalität zu bekämpfen.

 01.05.1999 Vertrag von Amsterdam 

Der Vertrag von Amsterdam tritt in Kraft. Ziel ist  

Zusammenarbeit in Europa
NATO = North Atlantic Treaty Organization 
(Nordatlantisches Verteidigungsbündnis)
UN = United Nations (Vereinte Nationen)
WEU = Westeuropäische Union
ZJIP = Zusammenarbeit in Justiz und Innenpolitik

Weitere Hinweise:
Erklärungen zu den europäischen Begriffen fin-
den Sie in pocket europa, siehe Hinweis in der 
rechten Spalte.
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Euro-Krise und „Rettungsschirme“

 02.05.2010 „Euro-Rettungsschirme“

Wegen der drohenden Zahlungsunfähigkeit erhält 

Griechenland als erstes Land eine EU-Finanzhilfe in 

Höhe von 110 Milliarden Euro. In der Folge beantra-

gen auch Irland, Portugal und Spanien Finanzhilfen 

von der EU und dem IWF. Die EU-Finanzminister#

beschließen Nothilfemaßnahmen, sogenannte 

„Rettungsschirme“, für überschuldete Länder, um 

die Stabilität des Euro zu retten und ein Auseinan-

derbrechen der Euro-Zone zu verhindern.

 10.05.2010 EZB kauft Anleihen

Die Europäische Zentralbank kauft erstmals 

Staatsanleihen der Krisenstaaten auf, 

obwohl ihre Statuten dies verbieten. Sie will 

damit verhindern, dass die Länder ihre 

Schulden nicht mehr bezahlen können, weil 

die Zinsen immer weiter steigen.  09.12.2011  Fiskalpakt

Als Antwort auf die fortdauernde Schulden-

krise beschließen die EU-Länder (ohne 

GB und Tschechien) einen Fiskalpakt: Sie 

verpfl ichten sich ab 2013 zu ausgeglichenen 

Haushalten (keine oder sehr geringe Neuver-

schuldung). Die Einhaltung der „Schulden-

bremse“ wird von der Europäischen Kom-

mission überwacht. 

 23.01.2012 Europäischer 

Stabilitätsmechanismus

Nachdem im Jahr 2010 bereits ver-

schiedene Rettungspakete geschnürt 

wurden, einigen sich die Euroländer 

auf einen dauerhaften Europäischen 

Stabilitätsmechnismus (ESM). Er stellt 

Euro-Ländern, die in fi nanziellen 

Schwierigkeiten sind, Kredite zu 

günstigen Zinsen zur Verfügung, 

wenn sie entsprechende Sparauf-

lagen erfüllen.

 Lehman-Pleite 

Die Insolvenz der US-Investmentbank 

„Lehman Brothers“ erschüttert das welt-

weite Finanzsystem. Das Platzen der 

„Spekulationsblase“ auf dem amerika-

nischen Immobilienmarkt führt zu einer 

globalen Finanz- und Wirtschaftskrise mit 

einem geschätzten Vermögensverlust 

von mindestens 15 Billionen Dollar. Die 

EU-Staaten gewähren Notkredite zur 

Rettung „systemrelevanter“ Banken.

 Vertrag von Lissabon 

Der Vertrag von Lissabon tritt in Kraft. Nach dem 

Scheitern des Verfassungsvertrags soll der neue 

Reformvertrag die EU effizienter, demokratischer Reformvertrag die EU effizienter, demokratischer 

und bürgernäher gestalten. Dazu werden die 

Rechte des Europäischen Parlaments gestärkt 

und die Abstimmungsregeln in der Union geändert. 

Für EU-Gesetze wird ab 2014 eine doppelte Mehr-

heit (der Mitgliedstaaten und der Be völkerung) 

Ein „Hoher Vertreter für die Europäische Uni-

on für die Außen- und Sicherheitspolitik“ und 

ein Präsident des Europäischen Rates treten 

 Irak-Krieg

Der von den USA und Groß-

 01.05.2004 

Die fünf mitteleuropäischen Staaten Polen, Slowakei, 

Slowenien, Tschechien und Ungarn, die drei baltischen 

Staaten Estland, Lettland und Litauen sowie die Mittel-

meerinseln Malta und Zypern treten der Europäischen 

Der gemeinsame Markt ohne Binnengrenzen wird 

verwirklicht. Der freie Verkehr von Waren, Dienst-

leistungen, Kapital und Personen innerhalb der Ge-

meinschaft ist gewährleistet. Die „vier Freiheiten“ 

sollen den Wettbewerb unter den EG-Staaten stär-

ken und den Wohlstand fördern.

 01.11.1993 

Der Vertrag von Maastricht tritt in Kraft und etabliert eine 

„Europäische Union“, die sich aus drei Säulen zusam-

mensetzt: der EG, der GASP und der ZJIP. Die wichtigste

Neuerung ist die Schaffung einer Wirtschafts- und 

Währungsunion mit der Einführung des Euro. Neu einge-

führt wird die Unionsbürgerschaft mit EU-weitem Aufent-

haltsrecht und Wahlrecht bei Kommunal- und Europa-

wahlen. Eine Reihe von Bestimmungen sollen die 

Handlungsfähigkeit der EU nach außen und die Zusam-

menarbeit innerhalb der Union verbessern.

 01.11.1993  Maastricht und EU

Der Vertrag von Maastricht tritt in Kraft und etabliert eine 

, ihre 

Höfe zu Agrarfabriken auszubauen und weit mehr zu produzieren, als sich am 

Markt absetzen lässt. Die Überschüsse an Butter, Getreide und Fleisch türmen 

sich in den Lagerhallen der EG zu wahren „Bergen“ auf. 1985 z.B. liegen 

lion Tonnen Butter, 16 Millionen Tonnen Getreide, 870.000 Tonnen Rind-

Akte (EEA), ein umfassendes 

Reformprogramm, tritt in Kraft: 

Die Vollendung des Binnen-

markts bis zum 31.12.1992 wird 

vereinbart. Das lähmende Ein-

stimmigkeitsprinzip wird über-

wunden; künftig genügt eine 

qualifi zierte Mehrheit, um eine 

Entscheidung zu treffen. Das 

Europäische Parlament erhält 

(in bestimmten Bereichen) ein 

Mitentscheidungsrecht.

Europa-Flagge

Die EG übernimmt die Flagge des 

Europa rats: Der Kreis der zwölf Sterne auf 

Grund steht für Solidarität und 

Harmonie zwischen den Völkern Europas.

 01.07.2013 Osterweiterung III

Seit 1985 verleiht die EG/EU den Titel „Kulturhaupt-

stadt Europas“. 2012 sind das Guimarães (Portugal) 

und Maribor (Slowenien), 2013 werden es Marseille 

(Frankreich) und Košice (Slowakei) sein.

60 Jahre Frieden in Europa

Die EU bekommt in Oslo den 

Friedensnobelpreis zugesprochen.
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www.bpb.de/europa/ 
Internetseite der Bundeszentrale 
für politische Bildung zum 
Stichwort „Europa“; hier gibt es 
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www.eurotopics.net/de/ 
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Bundeszentrale für politische 
Bildung
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Gefühlsausdrücken mit 
mehreren Spiel varianten 
ab zwei Personen von 
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